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Die neue Kommissarin für Verkehrspolitik, Violeta Bulc, hatte zunächst keinen einfachen 
Start in ihrem neuen Amt. Die für ihre mangelnde Erfahrung im Bereich Verkehr und auch 
für ihre erst kürzlich begonnene Karriere in der Politik kritisierte, frühere Unternehmens-
beraterin wurde als Ersatzkandidatin nominiert, nachdem die designierte Kommissarin für 
die Energieunion, die ehemalige slowenische Premierministerin Alenka Bratušek, bei der 
Anhörung im Europäischen Parlament als einzige durchgefallen war. Bulc erhielt jedoch 
nicht den Posten der Vizepräsidentin, der mit dem Bereich Energieunion verbunden ist, 
sondern das Verkehrsressort. Als oberste Prioritäten für die Amtszeit der Kommission gab 
Bulc den Bereich Straßenverkehrssicherheit und die Infrastruktur und Konnektivität  im 
Rahmen der transeuropäischen Verkehrsnetze an. Der einheitliche europäische Luftraum 
(Single European Sky, SES) soll weiter vorangetrieben, die Verhandlungen über das vierte 
Eisenbahnpaket zum Abschluss gebracht und ein Augenmerk auf höheren Wettbewerb und 
Nachhaltigkeit aller Verkehrsträger sowie auf Innovation gelegt werden.

Die Bedeutung des Verkehrs für den EU-Binnenmarkt und Arbeitsmarkt ist enorm. Im 
Durchschnitt legt ein Europäer 12.000 Kilometer pro Jahr zurück. Der Anteil der Ausga-
ben für Mobilität pro Haushalt beträgt circa 13 Prozent und damit fast genauso viel wie für  
Lebensmittel.  Die  Beseitigung  der  administrativen  und  technischen  Hindernisse  im 
Bereich Transport  ist  demnach vital  für das Gelingen des Binnenmarkts.  Eine zentrale 
Rolle wird das langfristige Ziel einer Vereinfachung des multimodalen Verkehrs einneh-
men. Dabei wird von Seiten der Europäischen Kommission angestrebt, dass von Start zu 
Ziel lediglich ein Ticket gebucht werden muss, das die Reisenden dann in möglichst kurzer 
Zeit unter der Benutzung unterschiedlicher Verkehrsträger mit minimalem CO2-Ausstoß 
zu ihrem Ziel bringt. Eine verbesserte Mobilität kann nicht auch zu mehr grenzüberschrei-
tenden Arbeitnehmern beitragen. Jeder zwanzigste Arbeitsplatz in der Europäischen Union 
ist bereits mit diesem Sektor verbunden1 und es besteht weiteres Wachstumspotential. Für 
Infrastruktur sind Investitionen von 26 Mrd. Euro vorgesehen, darunter 6,4 Mrd. Euro für 
Forschung und Innovation. Um einen einheitlichen europäischen Verkehrsraum realisieren 
zu können,  sind  noch  diverse  Anstrengungen in allen  Bereichen der  unterschiedlichen 
Verkehrsträger notwendig.2 Dies verdeutlicht auch das im vergangenen Jahr veröffentlichte 
„EU Transport Scoreboard“, das zur leichteren Identifikation von Defiziten sowie deren 
Beseitigung die Leistungen der einzelnen Mitgliedstaaten in 22 verkehrspolitisch relevan-
ten Kategorien vergleicht.3 In der aktuellen Fassung sind die Daten des jüngsten Mitglieds 

1 Europäische Kommission: EU transport in figures. Statistical Pocketbook 2014, Luxembourg 2014, S. 19.
2 Europäische  Kommission:  Commissioner  Bulc’s  vision  for  EU  transport,  22.4.2015,  abrufbar  unter:  

http://ec.europa.eu/avservices/video/player.cfm?ref=I102073 (letzter Zugriff: 14.6.2015).
3 Das Scoreboard kombiniert Daten unter anderem des Statistischen Amts der Europäischen Union (Euro-

stat), der Weltbank und der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OSZE) 
und präsentiert diese nach den vier Transportarten Straße, Schiene, Wasser und Luft. Siehe: Europäische 
Kommission: EU Transport Scoreboard, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/transport/facts-fundings/score
board/index_en.htm (letzter Zugriff 14.6.2015).
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Kroatien zwar noch nicht enthalten, aber mit Blick auf die Vertragsverletzungsverfahren 
wird  dies  keine  Auswirkungen  auf  das  allgemeine  Bild  haben,  da  gegen  Zagreb  die 
geringste  Anzahl  aller  Verfahren anhängig ist.  Den mit  Abstand  am meisten beklagten 
Verkehrsbereich umfasst die Luftfahrt mit einem Drittel aller offenen Vertragsverletzungs-
verfahren. Knapp ein Viertel betrifft den Schienenverkehr. Dieses Bild spiegelt sich in den 
geringen Fortschritten in diesen beiden Sektoren 2014/2015 wieder.

Luftverkehr

Seit nun mehr über zehn Jahren verhandeln die EU-Mitgliedstaaten über den einheitlichen 
europäischen Luftraum. Fortschritte dorthin sind jedoch kaum zu erkennen. Daran haben 
auch die Briefe der Kommission an 18 Mitgliedstaaten mit der Aufforderung, den Bestim-
mungen der SES-Maßnahmenpakete und insbesondere des sogenannten SES 2+ nachzu-
kommen,  nichts  geändert.  Obwohl  der  einheitliche europäische  Luftraum bereits  Ende 
2012 umgesetzt werden sollte, sind weiterhin nur zwei (UK-Irland und Dänemark-Schwe-
den) der insgesamt neun funktionalen Luftraumblöcke (Functional Airspace Blocks, FAB) 
einsatzbereit.4 Durch die Einbeziehung mehrerer Länder in die Zuständigkeit der Luftsi-
cherung dieser Blöcke sollen Umwegflüge aufgrund von Ländergrenzen und nationalen 
Zuständigkeiten vermieden werden. Obwohl die Aufgabe der nationalen Hoheit über die 
Kontrolle des Luftraumes und die mit einer höheren Effizienz verbundenen zwangsläufi-
gen Verluste von Arbeitsplätzen aus Sicht der Mitgliedstaaten zunächst als nachvollziehbar 
erachtet  werden können, überwiegen die Vorteile  durch die FAB eindeutig,  sodass  der 
erneut ausbleibende Fortschritt nicht nachvollziehbar ist. Diese Ansicht scheint auch die 
Europäische Union zu teilen, da zwar hin und wieder Meldung bezüglich des SES publi-
ziert werden – zuletzt die Ausschreibung eines Rahmenvertrags im Zusammenhang der 
Bereitstellung von Dienstleistungen zur Unterstützung des  SES.  Allerdings werden die 
Informationen in Bezug auf die FAB auf deren Website seit Dezember 2012 nicht mehr 
aktualisiert, was durchaus auch an den nicht existenten Fortschritten liegen dürfte.5

Schienenverkehr

Ebenfalls keine Fortschritte  konnten in Bezug auf das von der  Kommission im Januar 
2013 vorgelegte vierte Eisenbahnpaket erzielt werden.6 Die jüngste der Reformen sieht 
vor, dass bis zum Jahr 2019 die Schienensysteme vereinheitlicht, die Fahrzeuggenehmi-
gung für alle Mitgliedstaaten zentralisiert und ein einheitliches Ticketing-System geschaf-
fen werden soll. Gerade Letzteres findet hierbei sowohl im Parlament als auch im Rat brei-
te Zustimmung. Die Buchung einer Zugreise muss ähnlich einfach verlaufen wie in der 
Luftfahrt  um bei  gleichzeitigem Ausbau  des  Hochgeschwindigkeitsschienennetzes  eine 
Alternative zur Benutzung eines Flugzeugs insbesondere auf mittleren Strecken sein zu 
können. Für Kontroversen sorgt allerdings die ebenfalls im Maßnahmenpaket vorgesehene 
rechtliche, finanzielle und betriebliche Trennung zwischen Eigentum und/oder Betrieb der 
Infrastruktur und dem Angebot des Zugverkehrs. Dies war bereits im Februar 2014 im 
Plenum  des  Europäischen  Parlaments  entgegen  der  Fassung  des  Verkehrsausschusses 
verändert worden. Eine Einigung im Ministerrat ist in diesem Punkt derzeit nicht absehbar.

4 Europäische Kommission: Frequently Asked Questions: Single Sky: Commission acts to unblock conges-
tion in Europe's airspace. Pressemitteilung. Brüssel, 11.6.2013, Dok. MEMO/13/525.

5 Europäische Kommission: Functional Airspace Blocks (FABs), Brüssel, 6.12.2015.
6 Europäische Kommission: Anstehende Herausforderungen im europäischen Bahnverkehr. Viertes Eisen-

bahnpaket. Brüssel, 30.1.2013, Dok. MEMO/13/45.
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Straßenverkehr

Die neue Kommissarin hat beim „World Day of Remembrance for Road Traffic Victims“ 
am 16.  November 2014 verkündet, die Straßenverkehrssicherheit zu einer ihrer obersten 
Prioritäten zu machen. Die ambitionierten Pläne, die Zahl der Verkehrstoten bis 2020 zu 
halbieren, finden auch unter der Juncker-Kommission breite Unterstützung, was mit Blick 
auf die Zahlen aus dem vergangenen Jahr auch notwendig ist. War in den Jahren 2012 und 
2013 die  Anzahl  der  Toten  im Straßenverkehr  um jeweils  8  Prozent  zurückgegangen, 
konnte  2014  lediglich  ein  Rückgang  um einen  Prozentpunkt  erzielt  werden.  Fast  70 
Menschen sterben täglich durchschnittlich auf den Straßen der Europäischen Union, wobei 
hier  eine  große  Varianz  zwischen  den  einzelnen  Mitgliedstaaten  herrscht.  Malta,  die 
Niederlande, Schweden und das Vereinigte Königreich haben weniger als 30 Todesopfer 
pro eine Million Einwohner zu beklagen; in Bulgarien, Lettland, Litauen und Rumänien 
sind es über 90. Auf deutschen Straßen verlieren 42 Menschen pro eine Million Einwohner 
ihr Leben.7 Insgesamt beträgt der EU-Durchschnitt 51 und ist damit der niedrigste welt-
weit. Weitere Anstrengungen sind notwendig, insbesondere für die „schwächeren“ Teilneh-
menden im Straßenverkehr wie Fußgänger, Fahrradfahrer und Motorradfahrer. 2015 sollen 
zum ersten Mal Zahlen zu Schwerverletzten aus den Mitgliedstaaten an die Kommission 
übermittelt werden, deren Auswertung als Grundlage für die Setzung von Zielen in diesem 
Bereich fungieren soll. Mitte 2015 soll der Interim-Report zur Straßenverkehrssicherheit 
mit einer ersten Bilanz nach fünf Jahren vorgelegt werden. Weitere Schritte sind die Über-
arbeitung der Regeln für die Aus- und Fortbildung von Berufskraftfahrer und die Überprü-
fung des EU-Rahmenprogramms des Sicherheitsmanagements für die Straßenverkehrsin-
frastruktur. Bis Ende 2016 werden hierzu Vorschläge von der Kommission erwartet.

Die geplante Einführung der PKW-Maut in Deutschland beschäftigt auch die Kommis-
sion.  In  der  momentanen  Fassung  sieht  die  Mautregelung  vor,  die  geplanten  Kosten 
Bundesbürgern  über  eine  Senkung  der  Kfz-Steuer  zu  ersetzen,  was  nach  Ansicht  der 
Kommission  eine  Diskriminierung  der  anderen  Mitgliedstaaten  und  nicht  mit  dem 
Gemeinschaftsrecht vereinbar sei. Ein entsprechendes Gesetz wurde bereits im Bundestag 
und Bundesrat  verabschiedet;  die  Umsetzung soll  2016 erfolgen.  Die Einleitung eines 
Vertragsverletzungsverfahrens durch die Kommission wird für Juni 2015 erwartet,  falls 
zwei Monate nach der Zustellung eines Mahnbriefs keine Änderungen folgen.

Binnenschifffahrt

Die Förderung der Binnenschifffahrt und die Einbindung in den multimodalen Gütertrans-
port  durch  die  Europäische  Union  sollen Kosten  senken,  aber  auch  einen Beitrag zur 
Verringerung des  CO2-Ausstoßes leisten.  Dazu wurde  bereits  im September  2013 das 
Programm NAIADES II aufgelegt. Nun ist ein erster Zwischenbericht der Plattform zur 
Umsetzung des Programms (Platform for the implementation of NAIADES II; PLATINA 
2) veröffentlicht worden.8 Im Zusammenhang damit steht auch das 2014 beendete Projekt 
NEWADA duo. Als Nachfolger des von April 2009 bis April 2012 laufenden Network of 
Danube Waterway Administrations (NEWADA) lag auch hier der Fokus auf der Verbesse-
rung der  Koordination des Managements der Binnenschifffahrt  auf der Donau. Das im 

7 Europäische Kommission: Road Safety in the European Union.  Trends, statistics and main challenges, 
Brüssel, März 2015.

8 Platform for the implementation of NAIADES II: Report on the progress of PLATINA 2 (Platform for the 
implementation of NAIADES II).  17.9.2014,  abrufbar unter:  http://www.naiades.info/repository/public/
documents/Downloads/14_Progress_report_PL2_2014-09-17.pdf (letzter Zugriff: 15.6.2015).
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Rahmen des South East Europe Transnational Cooperation Programms geförderte Projekt 
der Europäischen Union richtet sich an alle Donauanrainerstaaten zur Verbesserung der 
Administration der Wasserstraßen. Im Zusammenhang damit steht auch die Priority Area 
1a der  EU-Strategie für  den Donauraum (EUSDR),  die  von Österreich und Rumänien 
koordiniert wird und die Verbesserung der Mobilität und Intermodalität zum Ziel hat.9

Transeuropäische Netze

Das  Arbeitsprogramm  für  die  elf  europäischen  Koordinatoren  des  transeuropäischen 
Verkehrsnetzes wurde fertiggestellt und bildet nun die Grundlage für die umzusetzenden 
Maßnahmen bis 2030.10 Rund 700 Mrd. Euro an Investitionen in die Infrastruktur werden 
bis dahin notwendig sein. Dadurch sollen die 94 größten europäischen Häfen an das Stra-
ßen- und Schienennetz angebunden werden, die 38 wichtigsten Flughäfen per Zugverbin-
dung in umliegende Großstädte angeschlossen, 15.000 Kilometer Bahnstrecke auf Hoch-
geschwindigkeit  ausgebaut  und 35  grenzüberschreitende  Projekte  zur  Reduzierung von 
Verkehrsengpässen gefördert werden.

Ausblick

Bulc hat von ihrem Vorgänger Siim Kallas Fortschritte, aber auch Herausforderungen im 
Bereich der Verkehrspolitik übernommen. Hinzu kommen Veränderungen in Bezug auf 
den Transportsektor, die insbesondere durch den technischen Fortschritt neue Aufgabenfel-
der eröffnen. Beispielhaft sei hier die zivile Nutzung von Drohnen genannt, deren Regulie-
rung  bereits  2014  von  der  Kommission  an  den  Rat  und  das  Europäische  Parlament 
kommuniziert und die im März 2015 mit Vertretern der zivilen Luftfahrt bei einem Gipfel  
der europäischen Verkehrsminister in Riga besprochen wurden.11 Bis zum Ende der Amts-
zeit  der  Kommission  stehen  ambitionierte  Ziele  in  Bezug  auf  die  Reduzierung  der 
Verkehrstoten und auch der Beitrag zur Senkung der CO2-Emmissionen im Transportsek-
tor auf der Agenda. Für den Berichtszeitraum im kommenden Jahr werden erste Zwischen-
ziele  erkennbar  sein.  Dazu wird  auch  das  Weißbuch zur  europäischen  Verkehrspolitik 
überprüft, dessen Beratungszeitraum vom 10. März 2015 bis Anfang Juni läuft.12
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